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Änderung der Verwaltungsgebührensatzung - Synopse 

 

Legende / Farberklärungen:  
Schwarz: Text bleibt unverändert  
Rot: neu bzw. nummerisch verschoben 
Blau: entfernt  

 

Bisherige 

Entschädigungssatzung 
Satzungsentwurf Erläuterungen 

§ 1 Gebührenpflicht  

Die Stadt Rheinfelden (Baden) er-

hebt für öffentliche Leistungen, die 

sie auf Veranlassung oder im Inte-

resse Einzelner vornimmt, Verwal-

tungsgebühren nach dieser Sat-

zung, soweit nicht Bundesrecht  

oder Landesrecht etwas anderes 

bestimmen. § 2 Abs. 2 und 4 Lan-

desgebührengesetz gilt entspre-

chend. Unberührt bleiben Bestim-

mungen über Verwaltungsgebüh-

ren in besonderen Gebührensat-

zungen der Gemeinde. 

§ 1 Gebührenpflicht  

Die Stadt Rheinfelden (Baden) 

erhebt für öffentliche Leistungen, 

die sie auf Veranlassung oder im 

Interesse Einzelner vornimmt, 

Gebühren nach dieser Satzung 

(Verwaltungsgebühren), soweit 

nicht Bundesrecht oder Landes-

recht etwas anderes bestimmen. 

Unberührt bleiben Bestimmun-

gen über Verwaltungsgebühren 

in besonderen Gebührensatzun-

gen der Gemeinde. 

 

Anpassung an die 
Mustersatzung 
des Gemeinde-

tags Ba-Wü 

§ 2 Gebührenfreiheit  

(1) Für die sachliche Gebühren-

freiheit gelten die Bestimmungen 

des § 9 Landesgebührengesetz 

entsprechend. Für die persönliche 

Gebührenfreiheit gelten die Best-

immungen des § 10 Abs. 1 Sätze 

1 und 2 sowie Abs. 2, 5 und 6 des 

Landesgebührengesetzes ent-

sprechend, soweit Gegenseitigkeit 

besteht. 

  

§ 2 Gebührenfreiheit  

 (1) Für die sachliche Gebühren-
freiheit gelten die Bestimmungen 
des § 9 Landesgebührengesetz 
entsprechend. Für die persönli-
che Gebührenfreiheit gelten die 
Bestimmungen des § 10 Absatz 
1 Sätze 1 und 2 sowie Absätze 2, 
5 und 6 des Landesgebührenge-
setzes entsprechend, soweit Ge-
genseitigkeit besteht. 
 
(2) Soweit die Stadt Rheinfelden 
(Baden) Aufgaben einer unteren 

keine inhaltlichen 
Änderungen 



(2) Soweit die Stadt Rheinfelden 

(Baden) Aufgaben einer unteren 

Verwaltungsbehörde wahrnimmt, 

gilt für die persönliche Gebühren-

freiheit außerdem § 10 Abs. 3 bis 

6 des Landesgebührengesetzes 

entsprechend. 

 

(3) Verwaltungsgebühren werden 

nicht erhoben für Verfahren, die 

von der Stadt Rheinfelden (Ba-

den) ganz oder überwiegend nach 

den Vorschriften der Abgabenord-

nung durchzuführen sind, mit Aus-

nahme der Entscheidung über 

Rechtbehelfe. 

 

(4) Weitere spezialgesetzliche Ge-

bührenbefreiungstatbestände 

bleiben unberührt. 

Verwaltungsbehörde wahr-
nimmt, gilt für die persönliche 
Gebührenfreiheit außerdem § 10 
Absätze 3 bis 6 des Landesge-
bührengesetzes entsprechend. 
 
(3) Verwaltungsgebühren wer-
den nicht erhoben für Verfahren, 
die von der Stadt Rheinfelden 
(Baden) ganz oder überwiegend 
nach den Vorschriften der Abga-
benordnung durchzuführen sind, 
mit Ausnahme der Entscheidung 
über Rechtbehelfe.  
 
(4) Weitere spezialgesetzliche 
Gebührenbefreiungstatbestände 
bleiben unberührt. 
 

 § 3 Gebührenschuldner  

(1) Zur Zahlung der Gebühr ist ver-

pflichtet 

 

1. wer die öffentliche Leis-

tung veranlasst oder dem 

die öffentliche Leistung zu-

zurechnen ist,  

 

2. wer die Gebührenschuld 

der Stadt gegenüber durch 

schriftliche Erklärung über-

nommen hat oder für die 

Gebührenschuld eines an-

deren kraft Gesetzes haf-

tet.  

 

(2) Mehrere Gebührenschuldner 

haften als Gesamtschuldner. 

§ 3 Gebührenschuldner  

 (1) Zur Zahlung der Verwal-
tungsgebühren und Auslagen ist 
derjenige verpflichtet, 
 

1. dem die öffentliche Leis-
tung  
      zuzurechnen ist, 
2. der die Gebühren- und 

Auslagenschuld der 
Stadt gegenüber durch 
schriftliche Erklärung 
übernommen hat,  

3. der für die Gebühren- 
und Auslagenschuld ei-
nes anderen kraft Geset-
zes haftet. 

 
(2) Mehrere Gebühren- und Aus-
lagenschuldner haften als Ge-
samtschuldner. 

Aufteilung des Ab-

satzes 1 Nummer 

2 der bisherigen 

Entschädigungs-

satzung in die 

Nummern 2 und 3 

– Anpassung an 

die Mustersatzung 

des Gemeindetags 

Ba-Wü 

 

§ 4 Gebührenhöhe  

(1) Die Höhe der Verwaltungsge-

bühren richtet sich nach dem die-

ser Satzung beigefügten Gebüh-

renverzeichnis. Das Gebührenver-

zeichnis ist Bestandteil der Sat-

zung. Für öffentliche Leistung, für 

die im Gebührenverzeichnis we-

der eine Verwaltungsgebühr be-

§ 4 Gebührenhöhe 

(1) Die Höhe der Verwaltungsge-

bühren richtet sich nach dem die-

ser Satzung beigefügten Gebüh-

renverzeichnis. Das Gebühren-

verzeichnis ist Bestandteil der 

Satzung. Für öffentliche Leistun-

gen, für die im Gebührenver-

zeichnis weder eine Verwal-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



stimmt noch Gebührenfreiheit vor-

gesehen ist, ist eine Gebühr von 1 

€ bis 10.000 € zu erheben.  

 

(2) Ist eine Gebühr innerhalb eines 

Gebührenrahmens zu erheben, 

bemisst sich ihre Höhe nach dem 

Verwaltungsaufwand, nach der 

Bedeutung des Gegenstandes, 

nach dem wirtschaftlichen oder 

sonstigen Interesse für den Ge-

bührenschuldner sowie nach sei-

nen wirtschaftlichen Verhältnis-

sen.  

 

(3) Ist eine Gebühr nach dem Wert 

des Gegenstandes zu berechnen, 

so ist der Verkehrswert oder die 

Baukosten zurzeit der Beendigung 

der Amtshandlung maßgebend.  

Der Gebührenschuldner hat auf 

Verlangen den Wert des Gegen-

standes nachzuweisen. Bei Ver-

weigerung oder ungenügender 

Führung des Nachweises hat die 

Behörde den Wert auf Kosten des 

Gebührenschuldners zu schätzen. 

Sie kann sich hierbei Sachver-

ständiger bedienen.  

 

(4) Wird der Antrag auf Vornahme 

einer öffentlichen Leistung abge-

lehnt, wird eine Verwaltungsge-

bühr in Höhe von einem Zehntel 

bis zum vollen Betrag der Gebühr 

erhoben. Wird der Antrag aus-

schließlich wegen Unzuständig-

keit abgelehnt, wird keine Gebühr 

erhoben. Wird der Antrag auf Vor-

nahme einer öffentlichen Leistung, 

mit dessen sachlicher Bearbeitung 

begonnen ist, vor Erbringung der 

öffentlichen Leistung zurückge-

nommen oder unterbleibt die öf-

fentliche Leistung aus sonstigen, 

vom Schuldner zu vertretenden 

Gründen, so wird je nach dem 

Stand der Bearbeitung zwei Zehn-

tel bis zur Hälfte der vollen Gebühr 

tungsgebühr bestimmt noch Ge-

bührenfreiheit vorgesehen ist, ist 

eine Gebühr von 1 € bis 10.000 € 

zu erheben. 

 

(2) Ist eine Verwaltungsgebühr 

innerhalb eines Gebührenrah-

mens zu erheben, bemisst sich 

ihre Höhe nach dem Verwal-

tungsaufwand sowie nach der 

wirtschaftlichen oder sonstigen 

Bedeutung für den Gebühren-

schuldner zum Zeitpunkt der Be-

endigung der öffentlichen Leis-

tung. 

 

(3) Ist eine Verwaltungsgebühr 

nach dem Wert des Gegenstan-

des zu berechnen, so ist der Ver-

kehrswert zur Zeit der Beendi-

gung der Leistung maßgebend. 

Der Gebührenschuldner hat auf 

Verlangen den Wert des Gegen-

standes nachzuweisen. Bei Ver-

weigerung oder ungenügender 

Führung des Nachweises hat die 

Behörde den Wert auf Kosten 

des Gebührenschuldners zu 

schätzen. Sie kann sich hierbei 

Sachverständiger bedienen. 

 

(4) Für die Ausgestaltung des 

Gebührenrahmens für die allge-

meinen öffentlichen Leistungen 

ist Grundlage der Zeitaufwand in 

Verbindung mit dem Stunden-

satz der anwendenden Organi-

sationseinheit. Für Organisati-

onseinheiten, für die keine spezi-

elle Stundensatzkalkulation er-

stellt wurde, gelten die allgemei-

nen Stundensätze.  

 

(5) Wird der Antrag auf Erbrin-

gung einer öffentlichen Leistung 

abgelehnt, wird eine Verwal-

tungsgebühr in Höhe von einem 

Zehntel bis zum vollen Betrag 

der Gebühr, mindestens 10 €, 

 

 

 

 

 

Anpassung an die 

Mustersatzung des 

Gemeindetags Ba-

Wü 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinzunahme des 

Absatzes 4 – An-

passung aufgrund 

der Einführung der 

Zeitgebühr 

 

 

 

 

 

Aufteilung des Ab-

satzes 4 der bishe-

rigen Entschädi-

gungssatzung in 

die Absätze 5 und 

6 - Anpassung an 

die Mustersatzung 

des Gemeindetags 

Ba-Wü 



erhoben. Die Mindestgebühr be-

trägt 50 €. 

erhoben. Wird der Antrag aus-

schließlich wegen Unzuständig-

keit abgelehnt, wird keine Ge-

bühr erhoben. Eine Gebühr 

kann in Fällen nach Satz 1 nicht 

erhoben werden, wenn die Er-

bringung der öffentlichen Leis-

tungen nach Umweltverwal-

tungsgesetz (UVwG) erfolgen 

sollte.  

 

(6) Wird der Antrag auf Erbrin-

gung einer öffentlichen Leistung, 

mit dessen sachlicher Bearbei-

tung begonnen ist, vor Erbrin-

gung der öffentlichen Leistung 

zurückgenommen oder unter-

bleibt die öffentliche Leistung 

aus sonstigen, vom Schuldner zu 

vertretenden Gründen, so wird je 

nach dem Stand der Bearbeitung 

ein Zehntel bis zur Hälfte der 

vollen Gebühr erhoben. Die 

Mindestgebühr beträgt 10 €. 

Eine Gebühr kann in Fällen nach 

Satz 1 nicht erhoben werden, 

wenn die Erbringung der öffentli-

chen Leistungen nach Umwelt-

verwaltungsgesetz (UVwG) er-

folgen sollte.  

 

 

 

§ 5 Entstehung der Gebühr  

Die Gebührenschuld entsteht mit 
Beendigung der Amtshandlung, 
für die sie erhoben wird. Bei Zu-
rücknahme eines Antrags nach § 
4 Abs. 4 Satz 3 dieser Satzung 
entsteht die Gebührenschuld mit 
der Zurücknahme, in den anderen 
Fällen des § 4 Abs. 4 Satz 3 dieser 
Satzung mit der Bekanntgabe der 
Gebührenfestsetzung. 

§ 5 Entstehung der Gebühr  

(1) Die Gebührenschuld entsteht 

mit der Beendigung der öffentli-

chen Leistung.  

 

(2) Bei Zurücknahme eines An-

trags nach § 4 Absatz 6 dieser 

Satzung entsteht die Gebühren-

schuld mit der Zurücknahme, in 

den anderen Fällen des § 4 Ab-

satz 5 Satz 1 dieser Satzung mit 

der Beendigung der öffentlichen 

Leistung. 

Anpassung an die 

Mustersatzung des 

Gemeindetags Ba-

Wü 

 

§ 6 Fälligkeit, Zahlung  

(1) Die Gebühr wird durch schriftli-

chen oder mündlichen Bescheid 

§ 6 Fälligkeit, Zahlung  

(1) Die Verwaltungsgebühr wird 

durch schriftlichen oder mündli-

chen Bescheid festgesetzt und 

 

 

 

 

 



festgesetzt und ist mit der Be-

kanntgabe der Gebührenfestset-

zung an den Schuldner fällig.  

 

(2) Schriftstücke oder sonstige Sa-

chen können bis zur Entrichtung 

der Gebühr zurückbehalten oder 

an den Gebührenschuldner auf 

dessen Kosten unter Nachnahme 

der Gebühr übersandt werden. 

 

(3) Die Vornahme einer Amts-

handlung kann davon abhängig 

gemacht werden, dass die Gebühr 

ganz oder teilweise vorausgezahlt 

oder für sie Sicherheit geleistet 

wird. Von der Anforderung einer 

Vorauszahlung oder der Anord-

nung einer Sicherheitsleistung ist 

ab-zusehen, wenn dadurch eine 

für den Gebührenschuldner unzu-

mutbare Verzögerung entstehen 

würde oder dies aus sonstigen 

Gründen unbillig wäre. 

ist mit der Bekanntgabe der Ge-

bührenfestsetzung an den 

Schuldner fällig. 

 

(2) Die Erbringung einer öffentli-

chen Leistung, die auf Antrag er-

bracht wird, kann von der Zah-

lung eines Vorschusses oder von 

der Leistung einer Sicherheit bis 

zur Höhe der voraussichtlich ent-

stehenden Gebühren und Ausla-

gen abhängig gemacht werden. 

Dem Antragsteller ist eine ange-

messene Frist zur Zahlung des 

Vorschusses oder zur Leistung 

der Sicherheit zu setzen. Die 

Stadt kann den Antrag als zu-

rückgenommen behandeln, 

wenn die Frist nicht eingehalten 

wird und der Antragsteller bei der 

Anforderung des Vorschusses o-

der der Sicherheitsleistung hie-

rauf hingewiesen worden ist. 

 

(3) Ausfertigungen, Abschriften 

sowie zurückzugebende Urkun-

den, die aus Anlass der öffentli-

chen Leistung eingereicht wor-

den sind, können bis zur Bezah-

lung der festgesetzten Gebühren 

und Auslagen zurückbehalten 

werden. 

 

 

 

 

Veränderung der 

Reihenfolge der 

Absätze 2 und 3 - 

Anpassung an die 

Mustersatzung des 

Gemeindetags Ba-

Wü 

§ 7 Auslagen  

(1) In der Verwaltungsgebühr sind 

die der Stadt erwachsenen Ausla-

gen inbegriffen. Der Ersatz der 

Auslagen wird besonders ver-

langt, soweit diese das übliche 

Maß erheblich übersteigen. Der 

Ersatz der Auslagen wird in der 

tatsächlichen Höhe verlangt, wenn 

für eine Amtshandlung keine Ge-

bühr erhoben wird.  

 

(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 

sind insbesondere  

1. Gebühren für Telekommu-
nikationsdienstleistungen,  

2. Reisekosten,  

§ 7 Auslagen  

(1) In der Verwaltungsgebühr 

sind die der Stadt Rheinfelden 

(Baden) erwachsenen Auslagen 

inbegriffen. Übersteigen die Aus-

lagen das übliche Maß erheblich, 

werden sie gesondert in der tat-

sächlich entstandenen Höhe 

festgesetzt. Dies gilt auch dann, 

wenn für eine öffentliche Leis-

tung keine Gebühr erhoben wird.  

 

(2) Auslagen nach Absatz 1 Satz 

2 sind insbesondere 

1. Gebühren für Telekom-
munikation 

2. Reisekosten 

Anpassung an die 

Mustersatzung des 

Gemeindetags Ba-

Wü 

 



3. Kosten öffentlicher Be-
kanntmachungen,  

4. Vergütungen für Zeugen 
und Sachverständige so-
wie sonstige Kosten der 
Beweiserhebung,  

5. Vergütungen an andere ju-
ristische oder natürliche 
Personen für Leistungen 
und Lieferungen,  

6. Kosten der Beförderung 
und Verwahrung von Per-
sonen und Sachen,  

7. Vergütungen für Überset-
zungen.  

 

(3) Auf die Erstattung von Ausla-

gen sind die für Verwaltungsge-

bühren geltenden Vorschriften 

entsprechend anzuwenden. Der 

Anspruch auf Erstattung der Aus-

lagen entsteht mit der Aufwen-

dung des zu erstattenden Betrags. 

3. Kosten öffentlicher Be-
kanntmachungen 

4. Vergütungen für Zeugen 
und Sachverständige so-
wie sonstige Kosten der 
Beweiserhebung 

5. Vergütungen an andere 
juristische oder natürliche 
Personen für Leistungen 
und Lieferungen 

6. Kosten der Beförderung 
und Verwahrung von Per-
sonen und Sachen. 

 

(3) Auf die Erstattung von Ausla-

gen sind die für Verwaltungsge-

bühren geltenden Vorschriften 

entsprechend anzuwenden. Der 

Anspruch auf Erstattung der Aus-

lagen entsteht mit der Aufwen-

dung des zu erstattenden Be-

trags. 

 

§ 8 Abgabengefährdung  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

als Abgabenpflichtiger oder bei 

der Wahrnehmung der Angele-

genheiten eines Abgabenpflichti-

gen leichtfertig  

a) der Stadt über abgaben-
rechtlich erhebliche Tatsa-
chen unrichtige oder un-
voll-ständige Angaben 
macht, oder 

b) die Stadt unter Verstoß ge-
gen gesetzliche Pflichten 
über abgabenrechtlich er-
hebliche Tatsachen in Un-
kenntnis lässt und dadurch 
Abgaben verkürzt oder für 
sich oder einen anderen 
nicht gerechtfertigte Abga-
benvorteile erlangt. § 370 
Abs. 4 sowie § 378 Abs. 3 
der Abgabenordnung sind 
sinngemäß anzuwenden.  

 
(2) Ordnungswidrig handelt ferner, 

wer vorsätzlich oder leichtfertig  

a) Belege ausstellt, die in tat-
sächlicher Hinsicht unrich-
tig sind, oder 

 

Anpassung an die 

Mustersatzung des 

Gemeindetags Ba-

Wü 

 



b) den Vorschriften einer Ab-
gabensatzung zur Siche-
rung oder Erleichterung 
der Abgabenerhebung, 
insbesondere zur Anmel-
dung und Anzeige von 
Tatsachen, zur Führung 
von Aufzeichnungen oder 
Nachweisen, zur Kenn-
zeichnung oder Vorlegung 
von Gegenständen oder 
zur Erhebung und Abfüh-
rung von Angaben zuwi-
derhandelt und es 
dadurch ermöglicht, eine 
Abgabe zu verkürzen oder 
nicht gerechtfertigte Abga-
benvorteile zu erlangen. 
Die Ordnungswidrigkeit 
nach Satz 1 b) kann nur 
verfolgt werden, wenn die 
Satzung für einen be-
stimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift 
verweist.  

 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann 

mit einer Geldbuße bis zu 10.000 

€ geahndet werden.  

(4) Im Übrigen bleibt § 8 KAG un-

berührt. 

§ 9 Schlussvorschriften 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Ja-

nuar 1996 in Kraft.  

 

(2) Gleichzeitig treten die Satzung 
über die Erhebung von Verwal-
tungsgebühren – Verwaltungsge-
bührenordnung – vom 
16.06.1977, zuletzt geändert am 
22.04.1982 und alle sonstigen 
dieser Satzung widersprechen-
den Vorschriften außer Kraft. 

§ 8 Schlussvorschriften 

(1) Diese Satzung tritt am Tage 

nach ihrer öffentlichen Bekannt-

machung in Kraft. 

 

(2) Zu gleicher Zeit treten die 
Satzung über die Erhebung von 
Verwaltungsgebühren – Verwal-
tungsgebührenordnung – vom 
23.11.1995, zuletzt geändert am 
25.09.2008 und alle sonstigen 
dieser Satzung entsprechenden 
oder widersprechenden Vor-
schriften außer Kraft. 
 

Hinweis nach § 4 Absatz 4 

GemO: 

Eine etwaige Verletzung von 

Verfahrens oder Formvorschrif-

ten der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) o-

der aufgrund der GemO beim Zu-

standekommen dieser Satzung 

Anpassung an die 

Mustersatzung des 

Gemeindetags Ba-

Wü 

 



wird nach § 4 Absatz 4 GemO 

unbeachtlich, wenn sie nicht 

schriftlich innerhalb eines Jahres 

seit der Bekanntmachung dieser 

Satzung gegenüber der Großen 

Kreisstadt Rheinfelden (Baden) 

geltend gemacht worden ist; der 

Sachverhalt, der die Verletzung 

begründen soll, ist zu bezeich-

nen. Dies gilt nicht, wenn die Vor-

schriften über die Öffentlichkeit 

der Sitzung, eine eventuelle Ge-

nehmigung oder die Bekanntma-

chung dieser Satzung verletzt 

worden sind. 

 


